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Amtliche« Te«

Bekanntmachung
Nr . Bst. 392/12 . 17. K- R. A.,

betreffend Beschlagnahme und Bcstandsechebung
von sogenanntem unechten Seegras, auch Alpen-

gras genannt.
Vom 15. Januar 1918.

Veröffentlicht im Reichsanzeiger am 15 . Januar 1918
Nr. 12).

1 Nachstehende Bekanntnrachung wird hiermit zur Kennt¬
nis gebracht mit dem Bemerken , daß , soweit nicht nach all¬
gemeinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirft sind , jede
Zuwiderhandlung gegen die Beschlaguahme -Vorscheisten
nach 8 6*) der Bekanntmachung über die Sicherstellung von
Kriegsbedarf in der Fassung vom 26. April 1917 (Re ich s-
Gesctzll . S . 375) und jede Zuwiderhandlung gegen die
Meldepflicht nach 8 5**) der Bekanntmachung über Aus-
lünftspflicht vom 12. Juli 1917 (Reichs -Gefetzbl . S . 604)
bestraft wird . Auch kann der Betrieb des Handelsgewerbes
gemäß der Bekanntmachung zur Fcrnhaltung unzuverlässig
ger Personen vom Handel vom 23. September 1916 (ReichS-
Gcsttzbl . S . 603 ) untersagt werden.

*l Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geto¬
strase bis zu zehntausend Mark wird , sofern nicht nach all¬
gemeinen Strafgesetzen höhere Strafen verwirkt smd, bestraft:

1.
2.  wer unbefugt einen beschlagnahmten Gegenstand beisette-

schafft, beschädigt oder zerstört , verwendet , verkauft oder
kauft oder ein anderes Veräußerungs » oder Erwerbs«
geschäst über ihn abschließt:

3. wer der Verpflichtung , die beschlagnahmten Gegenstände
zu verwahren und pftegltch zu behandeln , zuwidcrhandelt;

4.  wer den erlassenen Anssühnnngsbestim,nungen zuwider-
horwtlr

**) Wer vorsätzlich die Auskunft nicht in der gesetzten Frist
erteilt oder wissentlich unrichtige oder unvollständige Angaben
macht, oder wer vorsätzlich die Einsicht in die Geschäftsbrief»
oder Geschäftsbücher oder die Bes' chugung oder Untersuchung
der BetriebSeinrichtungen oder Räume verweigert , oder wer

vorsätzlich die borgeschriebencn Lagerbücher einzuriichten oder
zu führen unterläßt , wird mit Gefängnis bis zu sechs Mona¬
ten und mit Geldstrafe bis zu 10 000 Mark oder mit einer
dieser Strafen bestraft ; auch können Vorräte , die verschwiegen
worden sind, im Urteile ; als dem Staate ver,arten erklärt
werden , ohne Unterschied, ob sie dem ,Auskiinftspftichtigen ge¬
hören oder nicht.

Wer fahrlässig di» Auskunft nicht in der gesetzten Frist
erteilt oder unrichtige oder unvollständige Angaben macht, oder
wer fahrlässig die vorgeschrtebenen Lagerbücher einzurichten
oder zu führen unterläßt , wird mit Geldstrafe brs zu 3000
Mark bestraft.

8 i.
8 *tt 9tt 90it*fftue •ege »#*«fce.

Bon dieser Bekanntmachung wird betroffen alles abge-
ernrete sogenannte unechte Seegras (Carex bricoioes ), und
zwar sowohl in ungetrvckneten : wie in getrocknetem offenein,
gesponnenem oder gepreßtem Zustande.

8 2-
Beschlagnahme.

Die in 8 1 genannten Gegenstände werden hiermit
beschlagnahmt.

8 8.
Wt,k»« g der Beschlagnahme.

Die Beschlagnahme hat die Wirkung , daß die Vornahme
von Veränderungen an den von ihr berührten Gegenständen
verboten ist und rechtsgeschästliche Verfügungen über sie
nichtig sind , rnsvweit fte nicht auf Grund der folgenden
Anordnungen erlaubt sind . Den rechtsgeschäftlichen Ver¬
fügungen stehen Verfügungen gleich, die im Wege der
Zwangsvollstreckung oder Arrestvollziehung erfolgen.

» i
Berä sj«rung<e»laubnis.

Erlaubt ist die Veräußerung und Lieferung der beschlag¬
nahmten Gegenstände vom Tage des Inkrafttretens dieser
Bekanntmachung ab nur noch an die Intendantur der mili¬
tärischen Institute zu Berlin W . 30, Luitpoldstr . 25, als
der zuständigen Zentralbeschaffungsstelle für Strohersatz-
mittel , wie Alpengras , sowie auch an die von dieser Inten¬
dantur für in Süddeutschland befindliche Ware beauftragte
Ein ' aufsstelle , die Garnisonverwaltung Augsburg . Ueber
jeden Ankauf von beschlagnahmten Gegenständen wird die
Intendantur der militärischen Institute zu Berlin bez.r . die
Garnisonverwaltung Augsburg einen Veräußern,,gsscheiu
ausstellen , welcher von dem Veräußerer als Beleg bei seinen
GZchäftspapieren aufzubewahren ist.
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frijl b« beschlagnahme dürfen die im 8 1 »enannten
Gegenstände von ihrem Besitzer bearbeitet , tnsbesonder»
gesponnen tverden.

I «.

Die von dieser Bekanntmachung betroffenen Gegen-
stände sind zu melden, sofern die Gesamtmenge bei einer
zur Meldung verpflichteten Person usiv. (8 7) mindestens
S Ztr . beträgt.

JL . .Ü.
"Ä ts a>JS Ci’S
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Anfrage « »
Anfragen , welche die Meldungeil betreffen, sind andte

Garnisonverioaltung Augsburg  zu richten und
am Kopf der Zuschrift sowie auf dem Briefumschlag mit
dem Vermerk : „Betrifft Seegrasmeldung " zu versehen.

«ewepstichttge Perfenen
Zur Meldung verpflichtet sind:

1. alle Personen , die von dieser Bekanntmachung b«-
troffene Gegenstände (8 1) in Gewahrsam haben;

3. gewerbliche Unternehmer;
5- öffentlich-rechtliche Körperschaften und Verbände.

Vorräte , die sich an? Stichtage (8 8) nicht in Gewahr¬
sam des Eigentümers befinden, sind sowohl von dem Eigen¬
tümer als auch von demjenigen zu melden, der sie an di»,em
Tag« in Gewahrsam hat (Lagerhalter usw.).

« 11

Ausnahmen von den Vorschriften dieser Bekannlmrch.
ung können von der Intendantur der militärischen Zr»-
stttute zu Berlin bewilligt werden.

8 8.
Glicht«- n« d » ettefrift

Dir Meldungen haben zu erfolgen am 1. März . 1. Juli,
1. Oktober, 1. Dezember (Stichtag ) eines jeden Jahres
und sind bis zum 10. des betreffenden Monats an die
Intendantur der militärischen Institute zu Berlin , Ab¬
teilung IV, Zentmlbeschaffungsstelle für Strohersatzmittel
zu Uncerkunftszwecken, mit der Aufschrift : „Betrifft See-
grnSmeldungen" in doppelter Ausfertigung zu erstatten . Zu
melden ist der an dem Stichtag jeweils tatsächlich vorhan¬
dene Bestand. Die erste Meldung  hat über di« am
15. Januar 1918 vorhandenen Bestände bis zum 31. Januar
1018 zu erfolgen.

I »•
Meldescheine

Dir Meldungen haben auf den amtlichen Meldeicheinen
in doppelter Ausfertigung - zu erfolgen;

dre Meldescheine sind bei der Intendantur der militärischen
Institute zu Berlin anzufordern.

Tie Anforderung der Meldescheine hat durch Postkarte
zu erfolgen, die nichts anderes enthalten soll als die An-
smDerung der Meldescheine und deutliche Unterschrift mit
genauer Adresse, möglichst unter Beidruck eines Firmen-
stempels.

8 18.
G,»-eisn «ng.

Wer feine Vorräte zurückhält und sie nicht au die g«.
mäh 8 4 zuständigen Stellen verkauft , hat sofortige Ent-
eignung zu gewärtigen.

8 14.
Inkrafttreten.

Die Bekanntmachung tritt mit dem Tage der Veröffent¬
lichung in Kmft.

Berlin , den 13. Januar 1918.
Stt  iegSmintfterium
. Kri-gsamt.

»krieg- -« »tz51oy-Abteilu «g.
Koeth.

Frankfurt (Main ), den 28. Januar 1918.
GteAv . &eueT ;iU$wm &.*** XVH !» « rmeokortztz.

Evblenz, den 28. Januar 1918.
K- mv,a«»-.»tr«r der Keftnug

S ôtzleutz -Stzrenoroit - ei » .
K. R. 384/1. 18.

Kom-nantzantur
Loblenz-Vhrenvreitstein.
Abt. Ib Nr . 338. Evblenz, den 25. Januar 1018.

Verordnung

Der Meldeschein darf zu anderen Mitteilungen als zur
Beantwortung der gestellten Frage nicht verwandt werden.
Auf die Vorderseite der zur Uebersendung der Meldung
benutzten Briefumschläge ist der Vermerk zu setzen: „Be¬
trifft Seegrasbeschlagnahme ".

!Von den erstatteten Meldungen ist eine dritte Auö-
Pertigung (Abschrift, Durchschrift, Kopie) von dem Mel-
denden bei ,einen Geschäftspapieren zurückzubehalten.

Auf Grund des 8 9b des Gesetzes über den Belage
rungszustand vom 4. 6. 1851 in der Fassung des Gesetzes
vom 11. 12. 1915 verbiete ich hiermit für den Befehls¬
bereich der Festung Coblenz-Ehrenbreitstein den Vertrieb
von Büchern, Schriften usw. über Geheimschrift (Geheim-
schreibkunst,' Kryptographik von K. Peters u. bergt.).

Zuwiderhandlungen iverden mit Gefängnis bis zu
einein Jahre , beim Vorliegen mildernder Umstände mit Hast
oder Geldstrafe bis zu 1500 Mark bestraft.

Der Kommandant:
v. üuckwald.

Urnevallentnant.

» 10.
Lagerduch und AuKkunftserletli »« g.

Jeder Meldepflichtige (8 7), der beschlagnahmte Vorräte
besitzt oder erwirbt , hat ein Lagerbuch zu führen , aus dem
jede Aenderuug in oen Vorratsmengen und ihre Verwen¬
dung ersichtlich sein muß. Soiveit der Meldepflichtige be-
rrits ein derartiges Lagerbuch führt , braucbt ein beson¬
deres nicht eingerichtet zu werden. Beauftragten der Mili¬
tär und Polizeibehörden ist die Einsicht des Lagerbuches
der- Geschäftsbriefe uno Geschäftsbücher sowie die Be ichti-
gung und Untersuchung der Betriebseinrichtungen und
Räume zu gestatten, in denen Vorräte bearbeitet , gelagert,
teilgehalten werden, oder in denen meldepslichtiae Gegen¬
ständ« zu vermuten sind.

Diez,  den 24. Januar 1918.
An die Herren Bürgermeister der Landgemeinde»

Vetr. Kriegsfamilienunterstützuuge«.
Mit der nächsten Post gehen Ihnen je einige Vordrucke

und Kuverts zu zur Benutzung für die monatlichen An¬
zeigen über die bei den Gemeindekassen im Laufe des Mo-
nats ausgezahlten Unterstützungsgelder , die Sie an die G»-
meindcrechner abgeben wollen . Den Herren Gemeinderech-
neru wollen Sie dabei zur Pflicht machen, daß sre die An¬
zeigen unter Benutzung dieser Vordrucke zum Letzten jedes
Monats pünktlich erstatten.

Der Borsttzende »e« Kr - iSauSsHnffeS.
I.

Schö ».
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Fmukfurta. JRaitt, den1». Januar 1V18.

Bekanntmachung detteffrnd Abgabe»an Ferkeln.
Auf Grund der Verordnung zur Ergänzung der Be¬

kanntmachung über die Errichtung von Preisprüfungs¬
stellen und die Berforgungsregelung vom 25. September
1915M -̂G.-Bl . S . 607 ) und vom 4. November 1915 (R .-
G - Bl.  S . 726) in Verbindung mit der Verordnung über
die Regelung des Fleischverbrauchs und ' den Handel mit
Schweinen vom 21. August 1916 in der Fassung vom 19.
Oktober 1917 (R .-G.-Bl . S . 949) und der dazu erlassenen
Ausführungsanweisungen wird für den Umfang des Regie¬
rungsbezirks Wiesbaden folgendes verordnet:

Ziffer III der Bekanntmachung vom 2. November 1917
<B. II 1287) wird aufgehoben , an deren Stelle treten fol-
gende Vorschriften:

Die bisherige Freigabe von Ferkeln bis 15 Kg. Lebend¬
gewicht zur Schlachtung wird aufgehoben , ebenso die marken¬
freie Abgabe des Ferkelfleisches . Von jetzt ab unterliegen die
Schlachtungen von Ferkeln und die Verwendung von Ferkel-
fteisch wieder den allgemeinen Bestimmungen der Verord¬
nung über die Regelung des Fleischverbrauchs und dem
Handel mit Schweinen vom 19. Oktober 1917 (R -G .-Bl . S.
949). Hiernach darf die Schlachtung von Ferkeln nur auf
Grund der vorgeschriebenen Schlachtgenehmigung des Kom¬
munalverbandes erfolgen . Das Fcrkelfleisch wird zum
vollen Gewicht auf die Fleischkarten angerechnet.

Ferkel bis zu 15 Kg. Lebendgewicht dürfen in gleicher
Weise wie Läuferschweine bis zu 25 Kg. Lebendgewicht
(Ziffer II der Bekanntmachung vom 2. November 1917)
ohne besondere Genehmigung zu Zucht- oder Mastzwecken
an Landivirte oder Selbstversorger verkauft iverden . Soweit
sie nicht nachweislich zu Zucht- oder Mastzwecken verkauft
werden, müssen sie an die Mitglieder des Viehhandelsver¬
bandes veräußert werden , welche sie den Kreissammelstellen
des Viehhandelsverbandes zuzuführen haben . Die Ferkel
dürft » auch unmittelbar an die Kreissammelstellen des
Wiehhandelsderbandes veräußert werden.

Für Schlachtferkel bis zu 15 Kg. Lebendgewicht wird der
Höchstpreis ab Stall auf 1,10 Mark fiir Va Kg. Lebendge¬
wicht festgesetzt.

Vorstehende Bestimmungen treten mit der Veröffent¬
lichung in Kraft.

Königliche Bezirksfleischstelle für de»
Regierungsbezirk Wiesbaden.

- . ■
Tgb .-Nr . Fl . 284 . Dlez,  den 25. Januar 1918.

An die Herren Dürg«<r» -ißer
Ick nehme Bezug auf meine Bekanntmachung vom

15. Januar 1918, Tgb .-Nr . Fl . 110, Kreisblatt Nr . 13,
und ersuche uni ortsübliche Bekanntmachung des wesent¬
lichen Inhaltes der vorstehenden Verordnung.

Her Worsitzende des « retsansschnffe».
I . B.,

Schön , Kreisdevutierter.

1. 590 . Diez,  oen 26. Januar 1918.
An die Magistrate in Diez . Nassau , Bad EmS
und die Herren Bürgermeister der Landgemeinde«

des Kreises.
A .ls Veranlassung der Handwerkskammer in Wiesbaden wird
Ihnen in den nächsten Tagen ohne besonderes Anschreiben
ein Fragebogen über „die Veränderungen im Handwerk in-
folge des Krieges " zugehen . Ich ersuche, die Fragebogen
nach dem Stand vom 1. Februar 1917 auszufüllen und
ihn mir bestimmt bis zum 10 . k. Mts . wieder einzusenden.

Der Landrat.
I . V.

Zim » rr» «no

Berrrdnnvq.
Auf Grund des 8 4 und 9 des Gesetzes übe^ den M».

lagerungszustand vom 4. Juni 1851 bestimme ich:
, IX . ' i I ! f i

Alle über 15 Jahre alten , auf freiem Fuße befind¬
lichen Angehörigen feindlicher Staaten  sind
lis zu zweimaliger täglicher Meldung bei der Polizeibehött»
ihres Aufenthaltsortes verpflichtet.

II
Alle Angehörigen feindlicher Staaten dürfen den Ortr-

polizeibezirk ihres Aufenthaltsortes nur mit Genehmigung
des Generalkommandos verlassen. In der hierüber auszn-
stellenden schriftlichen Bescheinung ist seitens des zuständi¬
gen Landrats-Kreisamtes bezw. Polizeipräsidiums ans dies*
Gen.gmigung des Generalkommandosausdrücklich Bezug zu
nehmen.

IX
Znwrderhandlungen gegen die Bestimmungen des 8 l

werden mit Geldstrafe bis zu 30 Mark , an deren Stelle
im Falle der Unbeibringlichkeit Haftstraft bis zu 3 Tagen
tritt , und im Wiederholungsfälle mit Gefängnis bis z»
1 Jahr bestraft . ,

Zuwiderhandlungen gegen den 8 2 werdsn mit Ge¬
fängnis bis zu 1 Aahr bestraft.

Fmukfurt a . M ., den 9. Februar 1916.
Der Kommandierende General:

Freiherr von Gall,
__ General der Infante rie.

1- 431 - Diez,  den 24. Januar 1918.

Aa die Magistrate Diez, Naffau, BadE«s und die
Herren Bürgermeister der Landgemeinde» deS KrriftS.

Der Umfang der Ruhrerkrankungen km Sommer und
Herbst 1917 legt die Befürchtung nahe, daß die Ruhr auch
im laufenden Winter nicht völlig verlöschen u. bei Beginn
der wärmeren Jahreszeit wieder in erhöhtem Maße auf-
tveten wird . Es ist daher unerläßlich , den winterlichen
Ruhrerkranklmgen vermehrte Aufmerksamkeit zuzuweuden.
Ich ersuche deshalb , alsbald und fortgesetzt dahin zu wirken,
daß Erkrankungen mit blutig - schleimigen Durchfällen all¬
gemein als Ruhr angesehen , auch dementsprechend gemeldet
und behandelt werden . Ferner ist dafür zu sorgen , daß der¬
artige Kranke, soweit sie in ihrer Wohnung nicht wirksam
abgesondert worden können , möglichst frühzeitig in Kranken-
häuftrn untergebracht werden . Bei den im Winter auftre-
tenden Ruhrerkrankungen wird ferner durch ausgedehnt»
Umgebungsuntersuchungen auf Kranke mit leichten Erschei¬
nungen sowie besonders aus chronische Kranke (Bazillen¬
träger ) zu fahnden sein.

Zur Behandlung von Ruhrkranken stellt die Firma
Ruete -Enoch u. Co. in Hamburg neuerdings einen Impfstoff
unter dem Namen „Ruhrheilstoff Boehncke" her, der sich
von dem in meinem früheren Erlaß empfohlenen Jmpfftoff
„Thsbakta -Boehmcke" dadurch unterscheidet , daß er kein
freies Dhsenterietoxin enthält . Mit diesem Ruhrheilstoff
sind bereits gute therapeutische Erfolge erzielt worden Er
ist ebenfalls bei der genannten Firma unmittelbar oder
durch die Apotheken erhältlich.

Soweit noch nicht geschehen ist den Krankenhäusern be¬
reits jetzt oie Schaffung geeigneter Unterbringungs -Möglich-
kencn für Jnfektionskranke nahe zu legen.

Ich ersuche, den Verwaltungen der Krankenhäuser und
den Herren Aerzten in Ihren Gemeinden von vorstehenden
Ausführungen Kenntnis zu geben und die ersteren zu ver¬
anlassen , rechtzeitig die erfoderlicheu Vorkehrungen zu
nesftn.

Der König!. Landrat.
A Ar

giSHMSMCI*
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Diez , den 23. Januar 1918.
Bekanntmachung

Die Gültigkeit dev Brotkarten für die Zeit vom 7. Ja-
Dte neuen Brotkarten , gültig für die Zeit vom 4. J >.bc.lar
Die neuen Brotkarten , gültig für die Zeit vom 3. Februar
1918 bis 3. März 1918, enthalten in der linken Ecke noch
eine besondere Mark zum Bezüge von Kaffee-Ersatzmitteln.
Die hierüber erlassene Verordnung über den Verkehr mit
Kaffee-Ersatzmitteln vom 29. Dezember 1917 ist im Amt¬
lichen Kreisblatt Nr . 4 abgedruckt.

Im übrigen bleiben die Brotkarten in ihrem Abdruck
unverändert . Die alten , bis 3. Februar ds . Js . noch nicht
verwendeten Brotmarken verlieren alsdann ihre Gültig¬
keit. Der Umtausch der alten Brotmarken gegen neue hat
in den Tagen vom 28. Januar bis 2. Februar 1918 statt-
zufinden.

Die dieserhalb von der Ortspolizeibehörde erlassenen
Vorschriften sind genau zu beachten, damit sich der Um¬
tausch überall glatt vollzieht.

Der Borfitzende r»eS KreiSansschufieß.
I . B.

Schön , Kreisde- utterter. _
I. 598. ' Diez,  den 26. Januar 1918.

An die Herren Bürgermeister des Kreises.
Betr . Ausgleich-Petroleum.

Die Aussichten der Petroleumversorgung haben sich auch
für die kommenden Monate nicht gebessert. BefördeningS-
,'ch.rierigkeiten der Zufuhren aus Oesterreich-Ungarn und
unzulängliche Zufuhren aus Rumänien sind im !ve.'«ntl,chen
der Grund dafür . Nach den verfügbaren Vorräten kann
unter diesen Umständen im Februar an Händler Petroleum
überhaupt nicht mehr geliefert werden ; an Ausgleichspelro-
leum wird dieselbe Menge wie im Januar 1918 zur Aus¬
gabe kommen. Ich ersuche daher die Herren Bürgermeister,
dahin zu wirken, daß für die Verteilung des Ausgleichvetro-
lrnms im Februar rechtzeitig Vorkehrungen getroffen wcr-
ven, daß aus dem Ausgleichpetroleum auch solcher Bedarf
einigermaßen befriedigt werden kann , der bisher ans den
durch den Handel vertriebenen Vorräten gedeckt wurde.

Der König!. Lanvrat.
I . V.

Zimmermann.
IlirM I ir iMWIMMMI MIM B BMB

EchLarnLUHer UM.
Aus dem HauptauSschutz des Reichstages.

Der Hauptausschuß des Reichstages führte am S-ams-
tag die Beratung der politischen Fragen fort . — Abg.
David (Soz .) : die Ergebnisse der bisherigen Verhandlun¬
gen sind mager und wenig befriedigend. Ein Abschluß mit
der Ukraine allein wäre eine zweifelhafte Sach°. Zur
Ausführung des Selbstbestimmungsrechtes wollen die Russen
zunächst ein provisorisches Programm auf dem Wege der
Verständigung unter den Parteien schaffen. In den Ost¬
gebieten wird dem stattgegeben werden können d" rch Aus¬
bau der Landesräte . Auch über die Räumung der be¬
setzten Gebiete wird man reden können. Den Polen kann
Ausgang zur See nach Danzig durch Wirtschaftsverträge
ein geräumt lverden. Litauen hofft, an Deutschlano für die
Ergebnisse seiner sehr entwicklungsfähigen Bodenkultur Ab¬
satz zn finden. Die Grenzländcr zwischen Deutschland und
Rußland sollen nicht Barrieren , sondern Brücken sein. Red¬
ner kritisierte dann die Wirkung des Tauchbootkrieges,
erörterte Valutafragen und richtete dann heftige Angriffe
gegen die Alldeutschen. — Abg. Naumann  wies auf den
Zwiespalt in Trotzkis innerer und äußerer Politik hin'. Tie
Gerüchte über Annexionsabsichten. müßten glatt und rund
zurückgewiesen werden. Wilson wvlw subjektiv den von ihm
Vorgesetzten Frieden , wenn man ruhig denkt, zweifeltbs
ernstlich, und Graf Heetling und Graf Cz.rnin haben seine

Kundgebung auch als bedeute irden Akt anerkannt. Für
uns kann natürlich nur die absolute Integrität unseres Be¬
sitzstandes die Basis der Verhandlungen sein. Belgien und
NnttFrankreich bilden die Möglichkeit eines Ausgleichs.
Die Erklärungen bezügl. Belgiens müssen positiv gefaßt
werden. Unser Verhältnis zu Oesterreich-Ungarn soll der
Eckstein unserer Politik sein und bleiben . Der Redner spricht
über ein neuverteiltes Flugblatt , das zum Sturz der Regie¬
rung , zur Zerschmetterung der Bourgeoisie, zur Revolution
und zur Errichtung der Republik auffvrdcrt , den Separat¬
frieden ablehnt und zu Massenstreiks in den nächsten Tagen
namentlich in der Munitionserzeugung und im Verkehr
rät . Welche Bedeutung dieses Flugblatt hat — wir können
es nicht leichthin übersehen. Der Redner gibt eine Erklä¬
rung im Namen der Hirsch-Dunkerschen Gewerkvereine ab.
daß sie ihre Pflicht tun werden für die Verteidigung des
Vaterlandes Er sagt weiter : Wieviel Schuld tragen die, die
ans dem Verteidigungskrieg einen Eroberungskrieg machen
wollen ' Unser Staat ist gesund, aber der Krieg hat ihn
hart angefaßt . Am 4. August 1914 erfolgte der Anschluß der
deutschen Arbeiterschaft zur Verteidigung des Vaterlandes.
Hätten wir diesen Gedanken in seiner Größe und Lauterkeit
erhalten können, wieviel besser stände es um uns . Tirpitz
hat die . Oeffentlichkeit in unerhörter Weise aufgewühlt.
Entweder , man vertritt den Staat oder man tut es nicht.
Und wenn das letztere der Fall ist, so soll ma". nicht be¬
haupten , daß es im Namen der Ordnung geschieht. Na¬
tional sein heißt, die Masse mitnehmen wollen . Das soll
man uns von der Regierung aus sage». Regierung und
Pallament sollen unschuldig sein, wenn Störungen ein-

D-ann ergriff der Staatssekretär des Auswärtigen v.
Kühlmann,  der schon wieder in Brest -Litowsk weilt,
noch einmal das Wort . Er erklärte , auf die Einzelheiten
der Verhandlung zurückgreifend, dem Wunsche, daß die Mi¬
nister häufiger öffentlich sprechen und den Gegnern ant-
worten sollten stehe er sympathisch gegenüber. Aber man
müsse bedenken, daß unsere Minister durch ihr ? Ressorts
ganz anders überlastet seien, als zum Beispiel in Eng¬
land . Graf Westarp habe ausgesprochen kritisch geredet
und sein Hanptvorwurf sei gewesen, daß die deutsche Dele¬
gation sich nicht auf den Boden der Annexionen gestellt
habe. Ein solcher Boden sei für uns unmöglich gewesen. Tie
Friedensbedingungen mit dem Osten seien selbstverständlich
mit der Obersten Heeresleitung erörtert worden und im
allgemeinen hätten nie Differenzen bestanden. Der Staats¬
sekretär ging dann auf die Differenzen innerhalb Vr Ukraine
und ihre Rückwirkung auf diê Friedensverhandlungen ein
und berührte die Frage der T̂eilnahme einer polnischen '
Delegation an den Verhandlungen in Brest -Litowjk. Die
Beschwerden über die Nichtzulassung seien zu : richten an
die russische Delegation . Bei uns lägen keine Hindernisse.
Die litauische Vertretung sei redlich und ehrlich zu,ammen¬
ge, tzt. „Wir wollen weitergehen und haben nicht die Ab¬
sicht. bis zum Abschluß des Krieges mit der Verbreiterung
der Vn' ksvertretungen zu warten ." Der Ausdruck „austro-
volnische Lösung" erscheine nicht glücklich. Die bisherigen
Verhandlungen über Polen seien noch nicht zu einem mit¬
teilungsreifen Ergebnis gediehen. Der Staatssekretär schloß
mit den Worten , er gehe den Verhandlungen in Bvest-
Litvws! mit vermehrter Ruhe und Sicherheit nach dieser
Aussprache im Hauptausschuß entgegen.

Anzeigen.
Holzvcrkauf.

Montag , den 4. Februar in Burg sch wal-
b a ch von 91/2  Uhr an im Gasthaus Deutsches Haus . Buche:
ea. 440 Rm. Scheit und Knüppel, 755 Rm. Reiser in Haufen.
Fichte : 2 St . 3. Kl. mit 1,67 Fm., 5 St . 4. Kl. mit 1,34
Fin ., 5 !SLanger« 3 Kl., 1, Rm . Knüppel . Die Herren Bür¬
germeister werden um ortsübliche Bekanntmachung ersucht.
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